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Öffentliche Ausschreibung ÖA RE3/13233/20

[bookmark: _GoBack]


Teil A – 	Allgemeiner Teil
			(Bewerbungsbedingungen)





Vergabegegenstand
Abschluss einer Rahmenvereinbarung für Elektroinstallationsarbeiten an verschiedenen Standorten von Dataport (Elektrotechnik zur Sicherstellung des Betriebes und der Qualitätssicherung)  





Kurzbezeichnung: „RV Dataport Elektroinstallationsarbeiten“



WICHTIG! BITTE LESEN! 

Der Auftraggeber stellt die Vergabeunterlagen zum Download zur Verfügung. Sollte  sich ein Unternehmen zur Teilnahme an dem Vergabeverfahren entscheiden, so muss es dies per E-Mail an die unter Ziffer 4.2.1. genannte E-Mail-Adresse mitteilen. Nur so ist sicher gestellt, dass ggf. weitere Angaben bzw. Hinweise zum Vergabeverfahren rechtzeitig bekanntgemacht werden können (siehe dazu weitere Hinweise unter Ziffer 4.2.2.).


Wichtige Hinweise zum Vergabeverfahren:

Die Öffentliche Ausschreibung gem. § 3 VOB/A ist ein streng formalisiertes Verfahren.

Das Vergabeverfahren erfolgt nach dem Abschnitt 1 der VOB/A. Die Ausführungen und Bestimmungen in den Vergabeunterlagen konkretisieren die Regelungen der VOB/A Abschnitt 1, die uneingeschränkt gelten.

In den Vergabeunterlagen werden unter anderem Anforderungen an das Angebot gestellt, Bedingungen definiert und Angaben verlangt (Bsp.: Angaben über den Bieter); werden diese nicht entsprechend den Vergabeunterlagen bei Erstellung des Angebotes berücksichtigt, ist das Angebot unvollständig. Unvollständige Angebote können vom Verfahren ausgeschlossen werden. Es ist für eine erfolgreiche Teilnahme am Verfahren daher unbedingt erforderlich, die Vergabeunterlagen sorgfältig und vollständig zu lesen. Erklärungen und Nachweise, die bis zum Ablauf der Angebotsfrist nicht oder nicht vollständig vorgelegt wurden, dürfen nur nach Aufforderung durch den Auftraggeber nachgereicht werden.

Erkennt ein Bieter Fehler/Unklarheiten/Widersprüche o.ä. in den Vergabeunterlagen, so ist er verpflichtet, darauf in Form von Bieterfragen hinzuweisen (siehe auch Ziffer 4.2.2.).

Zur Klarheit wird darauf hingewiesen, dass mit dem Begriff „Vergabeunterlagen“ sämtliche im Rahmen des Vergabeverfahrens auftraggeberseitig versendete Dokumente umfasst sind.
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1. Allgemeines

[bookmark: _Toc33521244]1.1 Auftraggeber im Vergabeverfahren
Auftraggeber:

Dataport
Anstalt des öffentlichen Rechts
Altenholzer Straße 10 – 14
24161 Altenholz


[bookmark: _Toc33521245]1.2 Grundlegendes
Die Vergabeunterlagen dürfen nur zur Erstellung des Angebotes verwendet werden; die Verwendung für andere Zwecke bedarf der Zustimmung. Der Inhalt der Vergabeunterlagen und sämtliche im Verfahren getätigte Kommunikation sind vertraulich zu behandeln; dies gilt auch nach Beendigung des Vergabeverfahrens. Darauf hat der Bieter auch die bei der Erstellung des Angebotes beschäftigten Mitarbeiter/innen sowie einbezogene Nachunternehmer und Lieferanten hinzuweisen.

Mit dem in Teil A der Vergabeunterlagen (dieses Dokument) und seinen Anlagen einheitlich verwendeten Begriff „Bieter” ist das sich um den Auftrag bemühende Unternehmen gemeint, unabhängig davon, ob die korrekte Bezeichnung je nach Verfahrensstand „Interessent“, „Bewerber“, „Bieter“ oder „Auftragnehmer“ ist.

Für die Erstellung des Angebotes wird keine Vergütung gewährt. Die Angebotsunterlagen werden nicht zurückgegeben. Anderslautende Hinweise im Angebot des Bieters sind unwirksam und werden ignoriert.

Nicht vom Auftraggeber verlangtes Prospektmaterial (allgemeine Werbebroschüren etc.) sollte nicht beigefügt werden. Es bleibt bei der Wertung der Angebote unbeachtet.

Der Auftraggeber weist auf die Vorschriften zur Bezeichnung der technischen Anforderungen gemäß § 7a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A hin. Demgemäß gilt für jede technische Anforderung dieser Ausschreibung, die auf ein Produkt bzw. eine Norm (DIN, EN etc.) Bezug nimmt, der Zusatz „oder gleichwertig“.
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[bookmark: _Toc33521246]2. Beschreibung von Dataport
Dataport ist ein Full Service Provider für Informationstechnik der Verwaltung. Trä-ger sind die Länder Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach-sen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein sowie der kommunale "IT-Verbund Schleswig-Holstein". 

Dataport ist der einzige IT-Dienstleister der deutschen Verwaltung, der gemeinsam von Bundesländern und Kommunen getragen wird. Dataport ist eine Anstalt des öffentlichen Rechts mit Unternehmenssitz in Altenholz bei Kiel und Niederlassungen in Hamburg, Rostock, Bremen, Lüneburg, Magdeburg und Halle. Das Unternehmen hat 3.400 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und erzielte 2019 einen voraussichtlichen Umsatz von 734 Mio. Euro.

Weitere Informationen über Dataport siehe www.dataport.de 



[bookmark: _Toc33521247]3. Beschaffungsgegenstand
[bookmark: _Toc33521248][bookmark: _Toc185663858]3.1. Inhalt der Beschaffung
Vorgesehen ist der Abschluss einer Rahmenvereinbarung gem. § 4a VOB/A zur Durchführung von Elektroinstallationsarbeiten an verschiedenen Standorten von Dataport zur Sicherstellung des Betriebes und der Qualitätssicherung. Es handelt sich um die Standorte Altenholz / Kiel, Bremen, Hamburg, Lüneburg und Rostock (zur Losaufteilung siehe Ziff. 3.2.). Aufgrund der relativ geringen Bedarfe an den Standorten Bremen und Lüneburg werden diese gemeinsam mit dem Standort Hamburg in einem Los vergeben. Die Rahmenvereinbarung hat eine Laufzeit vom 01.04.2020 bis 31.03.2022 und verlängert sich bis zu zweimal um je zwölf Monate, sofern sie nicht spätestens drei Monate vor Ablauf vom Auftraggeber schriftlich gekündigt wird. Die Rahmenvereinbarung endet auch ohne Kündigung spätestens am 31.03.2024. Nähere Einzelheiten siehe Teil B – Leistungsbeschreibung.  

Für die Ausführung dieser Leistungen werden ggf. zusätzliche Anforderungen gestellt. Dazu werden von den Bietern entsprechende verbindliche Verpflichtungserklärungen mit Unterzeichnung des Angebotsdeckblatts abgegeben, dass sie die an die Ausführung gerichteten zusätzlichen Anforderungen im Fall eines Zuschlags einhalten werden.

Folgende zusätzliche Anforderungen an Auftragnehmer werden gestellt:

· deutsche Sprache bei der Auftragsdurchführung,
· keine Anwendung der „Technologie von L. Ron Hubbard“ bei der Auftragsdurchführung,
· Erklärungen zu Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein (TTG),
· Erklärung zur Vertraulichkeit bei der Auftragsdurchführung,
· Erklärung zur DSGVO und Auftragsverarbeitung,
· Überprüfung des bei der Bedarfsstelle eingesetzten Personals nach SÜG.

[bookmark: _Toc33521249]3.2. Losaufteilung
Es gilt folgende Losaufteilung:
· Los 1 – Hamburg, Bremen, Lüneburg
· Los 2 – Altenholz / Kiel
· Los 3 – Rostock
Bieter können Angebote für ein oder mehrere Lose einreichen.  


[bookmark: _Toc33521250]4. Durchführung des Vergabeverfahrens
[bookmark: _Toc33521251][bookmark: _Toc185752040]4.1. Zeitplan
	28.02.2020
	Elektronische Versendung Bekanntmachung bund.de

	13.03.2020
	Schluss des Frageforums

	17.03.2019
	Fragen und Antworten an alle Bieter (anonymisiert) per E-Mail

	23.03.2020
	Ablauf der Frist für den Eingang der Angebote 12:00 Uhr

	KW 14 2020
	Zuschlagserteilung

	anschließend
	Leistungsbeginn (ab 01.04.2020 bzw. nach Zuschlagserteilung) 

	22.04.2020
	Ablauf der Bindefrist für die Angebote



Der Auftraggeber bemüht sich, den Zeitplan einzuhalten. Unvorhergesehene Ereignisse können aber Anpassungen erfordern, die der Auftraggeber allen Bietern jeweils zeitnah mitteilen wird. Bei der Anpassung des Zeitplans wird der Auftraggeber nach Möglichkeit auf die Bedürfnisse der Bieter Rücksicht nehmen.

Für die Bieter ist der Zeitplan in seiner jeweils vom Auftraggeber mitgeteilten Fassung verbindlich.
Abweichend von der Verbindlichkeit von Anpassungen des Zeitplans für die Bieter gilt im Hinblick auf die Bindefrist: Jeder Bieter ist bis zum Ablauf der hier veröffentlichten ursprünglichen Bindefrist an sein Angebot gebunden. Der Auftraggeber behält sich aber vor, die Bindefrist angemessen zu verlängern, wenn das erforderlich wird. Bieter, die einer solchen Fristverlängerung widersprechen, scheiden aus dem Vergabeverfahren aus.



[bookmark: _Toc33521252]4.2. Allgemeines / Kommunikation
[bookmark: _Toc33521253]4.2.1. Informationen und Kommunikation
Sämtliche Kommunikation im Rahmen des Vergabeverfahrens findet ausschließlich in deutscher Sprache per E-Mail über die nachstehend aufgeführte E-Mail-Adresse statt. 

Verstöße gegen diese Kommunikationsregel (z. B. telefonische Kontaktaufnahmen) können als Verletzung vergaberechtlicher Grundsätze bewertet werden (Wettbewerbsprinzip, Gleichbehandlungs- und Transparenzgebot) und zum Ausschluss aus dem Verfahren führen.

Dataport
Anstalt des öffentlichen Rechts
E-Mail: dataportvergabe13233@dataport.de

Der Auftraggeber behält sich vor, neben dem Grundsatz der Übermittlung per E-Mail Informationen auch per Fax oder auf dem Postweg zu versenden. Hierzu die-nen die erforderlichen Angaben zum Ansprechpartner im Angebotsdeckblatt. 

Für das Angebot sind nur die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Vergabeunterlagen zu verwenden.

Der Auftraggeber stellt die Vergabeunterlagen zum Download zur Verfügung. Sollte der Bieter sich zur Teilnahme an dem Vergabeverfahren entscheiden, so muss er dies per E-Mail an die o. a. E-Mail-Adresse mitteilen. Nur so ist sicher gestellt, dass ggf. weitere Angaben bzw. Hinweise zum Vergabeverfahren rechtzeitig bekanntgemacht werden können (siehe dazu weitere Hinweise unter Ziffer 4.2.2.).

Dem Bieter obliegt die Plicht zur Vollständigkeitsprüfung der ihm auf diese Weise zugesandten Vergabeunterlagen gemäß beigefügter Checkliste. Nachteile, die sich daraus ergeben, dass ein Angebot auf Grundlage unvollständiger Unterlagen abgegeben wurde, gehen zu Lasten des Bieters.


[bookmark: _Toc33521254]4.2.2. Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen / Zusätzliche Auskünfte
Erkennt ein Bieter Fehler/Unklarheiten/Widersprüche o.ä. in den Vergabeunterlagen, so ist er verpflichtet, darauf in Form von Bieterfragen hinzuweisen. Tut er dies trotz Erkennens oder Erkennenmüssens nicht, so gehen daraus resultierende Nachteile zu seinen Lasten.

Fragen und erbetene zusätzliche Auskünfte zu den Vergabeunterlagen sind bis zu dem unter Nr. 4.1 genannten Termin (Schluss des Frageforums) an die unter Nr- 4.2.1 genannte E-Mail-Adresse zu richten.

Die Fragen und die Antworten werden in anonymisierter Form allen Bietern, die die Vergabeunterlagen angefordert haben, unaufgefordert an dem unter Nr. 4.1. aufgeführten Datum per E-Mail zur Kenntnis gegeben. Im Rahmen der Anonymisierung behält sich der Auftraggeber Umformulierungen in der Fragestellung vor. Abweichend hiervon wird der Auftraggeber Auskünfte, die nur den fragenden Bieter betreffen, nur diesem mitteilen, soweit die Informationen für die anderen Bieter nicht relevant sind oder den Vertrauensschutz des fragenden Bieters verletzen. Ebenso wird der Auftraggeber unter Umständen Auskünfte schon vor dem unter Ziffer 4.1 aufgeführten Datum versenden, wenn auf Grund der Art und des Inhalts der Frage/n eine unverzügliche Beantwortung geboten ist.

[bookmark: _Toc33521255]4.2.3. Zusätzliche Mitteilungspflichten
Ist bereits jetzt oder wird im Laufe des Vergabeverfahrens die Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder eines vergleichbaren gesetzlichen Verfahrens über das Vermögen des Bieters eröffnet oder beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt, oder befindet sich der Bieter bereits jetzt oder im Laufe des Vergabeverfahrens in Liquidation oder stellt er nicht nur vorübergehend seine Zahlungen ein, so ist dies über die unter Nr. 4.2.1. angeführte E-Mail-Adresse unverzüglich mitzuteilen.

Ebenso mitzuteilen ist jeder Umstand, der eine/mehrere Erklärung/en des Angebotsdeckblatt nachträglich in Frage stellt.


[bookmark: _Toc183416978][bookmark: _Toc185663865][bookmark: _Toc185752041][bookmark: _Toc52175373][bookmark: _Toc33521256]4.3. Bietergemeinschaften / Nachunternehmer
Soweit sich Unternehmen mit anderen Unternehmen zu Bietergemeinschaften zusammenschließen möchten, gelten die nachstehenden Anforderungen. 
[bookmark: _Toc33521257]4.3.1. Bietergemeinschaften
Einzelne Unternehmen können sich zu einer Bietergemeinschaft zusammenschließen. Auf das Erfordernis einer entsprechenden Erklärung wird hingewiesen (Anlage 4).

Sämtliche Erklärungen des Angebotsdeckblatts gelten nicht allein für die Bietergemeinschaft als solche, sondern zudem auch für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft.

Eine parallele Beteiligung an diesem Vergabeverfahren als Einzelbieter und zugleich als Mitglied einer Bietergemeinschaft ist grundsätzlich unzulässig und führt zum Ausschluss der betroffenen Angebote; es sei denn, die beteiligten Unternehmen weisen unaufgefordert und bereits mit Angebotsabgabe nach, dass es vorliegend entgegen der in der Rechtssprechung des OLG Düsseldorf (OLG Düsseldorf, B.v.19.06.2003-Az.: VII-Verg 52/03) getroffenen Annahme ausnahmsweise zu keiner Beeinträchtigung des Wettbewerbsprinzips gekommen ist. 
Das Gleiche gilt für eine parallele Beteiligung als Mitglied zweier oder mehrerer Bietergemeinschaften.

Angebote von Bietergemeinschaften sind vom Vergabeverfahren auszuschließen, wenn die Vereinbarung über die Bildung einer Bietergemeinschaft zugleich eine wettbewerbsbeschränkende Abrede im Sinne von § 1 GWB darstellt. Denn eine solche Vereinbarung kann die Marktverhältnisse durch Beschränkung des Wettbewerbs spürbar einschränken.

Anlass für eine Überprüfung der Bildung von Bietergemeinschaften besteht für den öffentlichen Auftraggeber insbesondere dann, wenn sich Unternehmen zusammenschließen, die auch als Einzelbieter den Auftrag (allein) ausführen könnten. Die unternehmerischen Entscheidungen der beteiligten Unternehmen für die Bildung einer Bietergemeinschaft müssen nach wirtschaftlichen und kaufmännischen Gesichtspunkten nachvollziehbar sein. Dazu wertet der Auftraggeber die entsprechenden Angaben in Anlage 4 aus. Erscheint demgemäß die Bildung der Bietergemeinschaft als wirtschaftlich zweckmäßige und kaufmännisch vernünftige Entscheidung vertretbar, so wird die Bietergemeinschaft zugelassen.
Dabei ist je nach Natur des Beschaffungsgegenstandes, des jeweiligen Marktes sowie nach Größe, Geschäftstätigkeit und Marktpositionierung der beteiligten Unternehmen der Prüfungsmaßstab enger oder weiter anzuwenden.

Soweit im Folgenden der Begriff „Bieter“ verwendet wird, umfasst dieser auch Bietergemeinschaften.

[bookmark: _Toc183416980][bookmark: _Toc33521258]4.3.2. Nachunternehmer
Der Auftragnehmer hat die Leistungen im eigenen Betrieb zu erbringen. Der Einsatz von Nachunternehmern ist daher ausgeschlossen, sofern es sich nicht um gewerkfremde Tätigkeiten handelt (siehe Teil B – Leistungsbeschreibung § 1).
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4.4. Anforderungen an das Angebot und die Abgabe
[bookmark: _Toc33521260]4.4.1. Allgemeine Anforderungen

Anforderungen an das Angebot

Für das Angebot sind die vom Auftraggeber zum Download zur Verfügung gestellten Vergabeunterlagen zu verwenden. Das Angebotsdeckblatt ist zu unterschreiben. Um eine Angabe von Vor- und Zuname in Druckbuchstaben wird gebeten.

Die Einreichung von Nebenangeboten ist ausgeschlossen.

Das Angebot ist – soweit nichts anderes geregelt ist – einschließlich aller Anlagen schriftlich in deutscher Sprache abzugeben.

Alle vom Bieter zu tätigenden Eintragungen / Angaben / Ausführungen etc. müssen dokumentenecht sein. 

Sofern fremdsprachige Nachweise - dazu gehören auch Datenblätter oder ähnliches - eingereicht werden, sind jeweils Übersetzungen in deutscher Sprache beizufügen. Auf ausdrückliches Verlangen des Auftraggebers hat der Bieter die Übersetzung durch einen in der Bundesrepublik Deutschland für die jeweilige Sprache amtlich vereidigten Übersetzer nachzureichen.

Die Anlagen zum Angebotsdeckblatt sind durch die mit versendetenTrennblätter zu separieren. Die Trennblätter sind mit der entsprechenden „Anlagenummer“ und dem Namen der Anlage laut Angebotsdeckblatt zu kennzeichnen (bspw.: „Anlage 1 Unternehmensbeschreibung“, „Anlage 2 Referenzen“ usw.). Es sind keine eigenen Trennblätter zu verwenden.

Eine Seite darf nur einseitig beschrieben werden.

Die einzelnen Seiten des Angebotes sind fortlaufend zu nummerieren und die Gesamtseitenzahl des Angebotes ist anzugeben (Beispiel: Seite 1 von 25). Jegliche Verwendung von festen Heftungen (Heftklammern, Büroklammern, Spiral- und Klebebindungen, Laminierungen, Hardcover-Verbindungen etc.) ist zu unterlassen. 

Die Angebotsblätter sind gelocht (ohne Lochverstärker) und in einem Schnellhefter / Ordner eingeordnet einzureichen.

Auf die Beifügung von nicht ausdrücklich geforderten Unterlagen (z. B. Datenblätter, Nachweise, Kataloge, Prospekte oder sonstige Werbeunterlagen) ist zu verzichten.

Auf Folien oder Klarsichthüllen ist zu verzichten.

Das Angebot ist in einfacher Ausfertigung in Papierform einzureichen.

Jedem Angebot ist eine identische Ausfertigung auf CD-ROM / DVD-ROM oder USB-Stick beizufügen (im pdf-Format, Teil C – Leistungsverzeichnis zusätzlich im Excel-Format). Die elektronischen Fassungen haben das paginierte Original mit den Unterschriften des Bieters wiederzugeben.

Der Auftraggeber weist darauf hin, dass unvollständige Angebote vom Verfahren ausgeschlossen werden können. Es liegt daher im Interesse des Bieters, sämtliche von ihm geforderten Erklärungen und Nachweise bereits mit dem Angebot vorzulegen. Die Nachforderung von Unterlagen erfolgt gemäß § 16 Abs. 1 VOB/A. Im Falle einer Nichteinhaltung der gesetzten Nachforderungsfrist durch den Bieter ist das Angebot gemäß § 16 Abs. 5 VOB/A als unvollständig auszuschließen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Änderungen oder Ergänzungen an den Vertragsunterlagen nicht zulässig sind und den Ausschluss des Angebotes bewirken.

Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein. 


Anforderungen an die Abgabe des Angebots

Auf elektronischem Wege übermittelte Angebote, wie Fernschreiben, Telegramme, Telebriefe, Telex, Telefax oder E-Mail sind nicht zugelassen.

Das Angebot inkl. aller geforderter Anlagen und Datenträger ist in einem verschlossenen, mit dem Kennzeichnungszettel versehenen Umschlag bis zum Ablauf der Angebotsfrist (siehe Ziff. 4.1.) bei

Dataport
Billstraße 82, Zimmer 310
20539 Hamburg

einzureichen.

Ein Behältnis gilt dann als verschlossen, wenn es mit Vorkehrungen versehen ist, die der Kenntnisnahme ein deutliches Hindernis bereiten (z. B. ein vollständiges Verpacken eines Ordners in Packpapier und Verkleben desselben mit Paketklebeband). Ein bloßes Zusammenfalten oder Zusammenhalten reicht nicht aus. Es geht zu Lasten eines Bieters, wenn er eine wenig professionelle Verpackungsart wählt, welche die unbefugte Einsichtnahme in sein Angebot möglich macht.

Die Angebote können auf folgende Weise eingereicht werden:

· Postalische Versendung,
· Übergabe durch den Bieter bzw. durch seinen Boten/Vertreter beim Empfang Billstraße 82, 20539 Hamburg,
· Übergabe durch den Bieter bzw. durch seinen Boten/Vertreter in Zimmer 310, Billstraße 82, 20539 Hamburg,
· Einwurf in den Briefkasten Billstraße 82, 20539 Hamburg.

Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit des Eingangs (mit Eingang ist „Zugang“ i. S. d § 130 BGB gemeint) ist, dass sich das Angebot bis spätestens 11.00 Uhr in Zimmer 310 oder im o. a. Briefkasten befindet oder dem Empfang übergeben worden ist. Zu diesem Zeitpunkt kontrolliert jeweils eine Person an den genannten Orten, ob rechtzeitig vor Fristablauf noch Angebote eingegangen sind.

Im Falle einer postalischen Versendung erfolgt die Übergabe durch den Postdienstleister direkt in Zimmer 310. Somit ist maßgeblich für die Rechtzeitigkeit des Eingangs der Zeitpunkt der Übergabe des Angebots in Zimmer 310 durch den Postdienstleister. Vorherige Verzögerungen, Umstände etc. hat der Bieter zu vertreten.

Verspätet eingehende Angebote werden ausgeschlossen.

[bookmark: _Toc33521261]4.4.2. Anforderungen an die Preisgestaltung
Das Preisblatt (Teil C der Vergabeunterlagen) ist vollständig auszufüllen. Als ausgefüllt gilt ein Feld auch dann, wenn es die Angabe „0“ bzw. „0,00“ oder ähnliches beinhaltet. Als nicht ausgefüllt gilt das Feld, wenn das Feld bzw. die betreffende Position durchgestrichen oder anderweitig markiert wird.

Entspricht der Gesamtbetrag einer einzelnen Angebotsposition nicht dem Ergebnis der Multiplikation von Mengensatz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend.
Entspricht der Gesamtbetrag aller Angebotspositionen nicht der Summe der einzelnen Angebotspositionen, so sind die einzelnen Angebotspositionen maßgebend.

[bookmark: _Toc52175371][bookmark: _Toc183416977][bookmark: _Toc185663863][bookmark: _Toc185752043][bookmark: _Toc33521262][bookmark: _Toc185663864]4.4.3. Erklärungen und Nachweise zur Eignungsprüfung
Der Auftraggeber hat sich entschieden, für die Prüfung der Eignung bestimmte Nachweise bzw. Erklärungen abzufordern (siehe Angebotsdeckblatt / Checkliste). Er behält sich zur Feststellung der Zuverlässigkeit bzw. Gesetzestreue vor, jederzeit weitere Nachweise bzw. Erklärungen abzufordern sowie zusätzliche Erkenntnisquellen heranzuziehen bzw. getätigte Angaben / Aussagen zu überprüfen. 

Bezüglich der angeforderten Unterlagen wird darauf aufmerksam gemacht, dass ein Hinweis des Bieters auf bei dem Auftraggeber ggf. bereits vorliegende Unterlagen nicht ausreicht.

Die Nachweise ANLAGE 1 bis ANLAGE 4 sind in jedem Fall vorzulegen. Für den Fall, dass sie nicht zutreffen (z. B. keine Bietergemeinschaft, keine Nachunternehmer etc.) ist das dafür vorgesehene Feld „Fehlanzeige“ anzukreuzen. Der Nachweis ANLAGE 1 ist im Falle von Bietergemeinschaften oder privilegierten Nachunternehmern für jedes Mitglied bzw. jedes Unternehmen einzureichen. 

Bieter, die die geforderten Nachweise noch nicht oder nicht vollständig erbringen können (z. B. neu gegründete Unternehmen), haben das dafür vorgesehene Feld im Vordruck anzukreuzen und entsprechende andere Unterlagen (z. B. Konzepte, Unternehmensplanungen, Ausbildungsnachweise etc.) vorzulegen, die eine Beurteilung in finanzieller und wirtschaftlicher Hinsicht bzw. in fachlicher und technischer Hinsicht zulassen. Dadurch soll diesen Bietern die Möglichkeit eröffnet werden, am Wettbewerb teilzunehmen. Der Auftraggeber ist nicht dazu verpflichtet, solche Angebote mit vollständigen Angeboten als gleichwertig anzusehen.


Ansprechpartner: Im Angebotsdeckblatt ist ein zentraler Ansprechpartner zu benennen. Dieser gilt im gesamten Vergabeverfahren als Ansprechpartner für den Auftraggeber. Das bedeutet, dass der Auftraggeber sämtliche Kommunikation (insbesondere E-Mail Kommunikation) ausschließlich mit diesem Benannten führt.

Fällt der Ansprechpartner z.B. wegen Krankheit, Kündigung etc. – oder bspw. urlaubsbedingt auch nur vorübergehend – aus, hat der Bieter dies dem Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen und eine andere natürliche Person als Ansprechpartner zu benennen. Die erstmalig im Angebotsdeckblatt angegebene E-Mail-Adresse wird in einem solchen Fall bis zum Abschluss des Verfahrens weiterverwendet.



[bookmark: _Toc185663867][bookmark: _Toc185752045][bookmark: _Toc33521263][bookmark: _Toc185663869]5. Eingang, Prüfung und Wertung der Angebote
[bookmark: _Toc33521264][bookmark: _Toc185752047]5.1. Eingang der Angebote
Die mit dem Kennzeichnungszettel versehenen Angebote werden nach Übergabe in Zimmer 310 (siehe dazu ausführlich unter Ziffer 4.4.1. – Anforderungen an die Abgabe des Angebots) jeweils auf der Vorderseite des Umschlags mit dem Eingangsdatum nebst Uhrzeit sowie dem Handzeichen der die Unterlagen in Empfang nehmenden Person versehen und danach unter Verschluss aufbewahrt.

[bookmark: _Toc33521265]5.2. Öffnung der Angebote
Nach Ablauf der Angebotsfrist (ab 23.03.2020, 12.01 Uhr) werden alle eingegangenen Angebote geöffnet. Die Öffnung der Angebote wird von zwei Personen des Auftraggebers, die darüber hinaus nicht an dem Vergabeverfahren mitwirken, gemeinsam durchgeführt und dokumentiert. Darüberhinaus dürfen nur die Bieter und ihre Bevollmächtigten bei dem Eröffnungstermin anwesend sein.  

Dabei wird mindestens festgehalten:
· Name und Anschrift der Bieter,
· die Endbeträge der Angebote und andere den Preis betreffende Angaben,
· ob und von wem Nebenangebote eingereicht worden sind.

[bookmark: _Toc33521266]5.3. Prüfung der Angebote
In dieser Prüfung werden die Angebote auf Vollständigkeit sowie auf rechnerische und fachliche Richtigkeit geprüft. Die Prüfung der rechnerischen Richtigkeit erfolgt durch zwei Personen des Auftraggebers.

[bookmark: _Toc33521267]5.4. Wertung der Angebote
Sodann werden alle Angebote in folgenden vier Stufen gewertet (nach §§ 16, 16b, 16c, 16d VOB/A):

1. Ausschlussgründe (§ 16 Abs. 1 und 2 VOB/A)
1. Eignung (§ 16b VOB/A)
1. Angemessenheit der Preise (§ 16d Abs. 1 Nr. 1 und 2 VOB/A)
1. Wirtschaftlichstes Angebot (§§ 16c sowie 16d Abs. 1 VOB/A).

[bookmark: _Toc33521268]5.4.1. Ausschlussgründe
Zunächst wird geprüft, ob die Angebote gemäß § 16 Abs. 1 und 2 VOB/A oder gemäß einzelner Regelungen der Vergabeunterlagen ausgeschlossen werden. 

Gemäß § 16 Abs. 1 VOB/A werden ausgeschlossen:

a) Angebote, die nicht die geforderten oder nachgeforderten Erklärungen und Nachweise enthalten,
b) Angebote, die nicht unterschrieben sind,
c) Angebote, in denen Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen nicht zweifelsfrei sind,
d) Angebote, bei denen Änderungen oder Ergänzungen an den Vertragsunterlagen vorgenommen worden sind,
e) Angebote, die nicht form- oder fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der Bieter hat dies nicht zu vertreten,
f) Angebote, bei denen der Bieter Erklärungen oder Nachweise, deren Vorlage sich der Auftraggeber vorbehalten hat, auf Anforderung nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorgelegt hat,
g) Angebote von Bietern, die in Bezug auf die Vergabe eine unzulässige wettbewerbsbeschränkende Abrede getroffen haben,
h) Nicht zugelassene Nebenangebote sowie Nebenangebote, die die verlangten Mindestanforderungen nicht erfüllen,
i) Angebote von Bietern, die im Vergabeverfahren vorsätzlich unzutreffende Erklärungen in Bezug auf ihre fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit abgegeben haben.

Gemäß § 16 Abs. 2 VOB/A können ausgeschlossen werden:

a) Angebote von Bietern, über deren Vermögen das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist,
b) Angebote von Bietern, die sich in Liquidation befinden,
c) Angebote von Bietern, die nachweislich eine schwere Verfehlung begangen haben, die ihre Zuverlässigkeit als Bieter in Frage stellt,
d) Angebote von Bietern, die ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung nicht ordnungsgemäß erfüllt haben,
e) Angebote von Bietern, die sich nicht bei der Berufsgenossenschaft angemeldet haben.

In den Vergabeunterlagen sind an mehreren Stellen weitere Regelungen bzw. Anforderungen an das Angebot definiert, deren Nichteinhaltung unter Umständen zum Ausschluss führt. Es empfiehlt sich daher, die Vergabeunterlagen sorgfältig und vollständig zu lesen. Diese Regelungen/Anforderungen füllen die o. a. rechtlichen Be-stimmungen aus bzw. konkretisieren sie.

[bookmark: _Toc33521269]5.4.2. Eignung
Die Wertung der Eignung erfolgt in drei aufeinander folgenden Teilschritten.

[bookmark: _Toc33521270]5.4.2.1. Schritt 1: Fachkunde
Als fachkundig ist nur derjenige Bieter anzusehen, der über die speziellen auftragsspezifischen Sachkenntnisse verfügt, die erforderlich sind, um den zu vergebenden Auftrag ordnungsgemäß durchzuführen.

Ein Bieter gilt in diesem Vergabeverfahren als fachkundig, wenn er aufgrund seiner Geschäftstätigkeit, seiner Historie und seiner Position und seiner strategischen Ausrichtung am Markt keinen Anlass zu Zweifeln gibt, den zu vergebenden Auftrag (bzw. den ihn davon betreffenden Teil) fachgerecht ausführen zu können. Bei Bietergemeinschaften gilt der stärkste Einzelnachweis eines an der Bietergemeinschaft beteiligten Unternehmens für die Beurteilung des Angebots in dieser Hinsicht.

Zur Feststellung der Fachkunde wertet der Auftraggeber die Anlage 1 (Unternehmensbeschreibung) aus.

[bookmark: _Toc33521271]5.4.2.2. Schritt 2: Leistungsfähigkeit
Leistungsfähig ist, wer über die personellen, kaufmännischen, technischen und finanziellen Mittel verfügt, um den Auftrag fachlich einwandfrei und fristgerecht ausführen zu können. Der Auftraggeber behält sich vor, jederzeit weitere Informationen oder Nachweise von einem Bieter zu verlangen, um seine Angaben überprüfen zu können.

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Der Bieter muss über die erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen Kapazitäten für die Ausführung des Auftrags verfügen.
Mit Angebotsabgabe erklärt der Bieter, dass er insoweit über die erforderlichen Kapazitäten verfügt.

Erfüllt ein Bieter zwar diese Voraussetzungen, hat der Auftraggeber aber Kenntnis von Umständen, die der Annahme der Leistungsfähigkeit des Bieters gleichwohl entgegenstehen könnten, so bewertet der Auftraggeber die Leistungsfähigkeit des Bieters abschließend nach allgemeinen Grundsätzen.

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Für die Feststellung der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit wertet der Auftraggeber die Anlagen 2 (Referenzen) und 3 (Qualifikation Personal) sowie das Angebotsdeckblatt aus.



Mindestkriterien

a) 	Erfahrungen mit einem vergleichbaren Beschaffungsgegenstand (Referenz(en)):
Der Bieter benennt in der Anlage 2 vergleichbare Referenzprojekte, die er nach dem 30.06.2016 erfolgreich abgeschlossen hat. Eine Referenz ist dann mit dem Auftragsgegenstand vergleichbar,

· wenn sie den sich aus der Leistungsbeschreibung (Teil B der Vergabeunterlagen) ergebenden Rahmenbedingungen (Art und Umfang der Leistung, Vertragsdauer, Auftragsvolumen etc.) im Wesentlichen entspricht.

Die Bewertung erfolgt in einer Gesamtbetrachtung der eingereichten Referenzen. Dabei ist es nicht zwingend erforderlich, mehrere Referenzen einzureichen, um die erforderliche Eignung nachzuweisen. Dies kann auch mit einer einzigen Referenz, die den Auftragsgegenstand in außergewöhnlichem Maße widerspiegelt, erreicht werden. Der Auftraggeber ermöglicht es dem Bieter allerdings, mehrere Referenzen einzureichen, um die Abdeckung des Auftragsgegenstandes zu erleichtern.

Unter Bezugnahme auf den Beschluss des OLG Düsseldorf (Beschluss vom 12.09.2012 – Verg 108/11), in dem der Vergabesenat eine Leistungsbeschreibung, die die Referenzenanzahl auf drei beschränkt hat, als vergaberechtswidrig angesehen hat, weist der Auftraggeber auf Folgendes hin:

Der Auftraggeber gibt für die einzureichenden Referenzen keine Beschränkung vor. Allerdings geht der Auftraggeber davon aus, dass für die positive Feststellung der Leistungsfähigkeit eine Betrachtung von 1-3 vergleichbaren Referenzen grundsätzlich ausreichend ist. Dies ist jedoch keine zwingende Vorgabe, so dass dem Bieter im Falle eines Einreichens von mehr als 3 Referenzen keine Nachteile entstehen. Der Hinweis, möglichst 1-3 vergleichbare Referenzen einzureichen, ist dem Gedanken geschuldet, dass der Auftraggeber davon ausgeht, dass es nicht erforderlich ist, eine höhere Anzahl von Referenzen einzureichen, um die Erfahrung hinsichtlich des Beschaffungsgegenstandes bewerten zu können. Zudem kann die Auswertung einer sehr hohen Anzahl von Referenzbeschreibungen eine unverhältnismäßig lange Bearbeitungszeit beanspruchen.

Der Auftraggeber wird ggf. stichprobenweise je Bieter eine Referenz überprüfen. Ergeben sich bei dieser stichprobenhaften Prüfung Bedenken hinsichtlich der Qualität der Ausführung, kann ggf. eine zweite Referenz überprüft und unter Berücksichtigung der gewonnenen Erkenntnisse eine erneute Bewertung vorgenommen werden. Äußert ein Auftraggeber durchgreifende Vorbehalte bezüglich der Qualität der Ausführung eines Referenzprojekts oder ergibt sich, dass Angaben zum Referenzprojekt im Nachweis gemäß Ziffer 5.4.1. nicht zutreffend sind, wird das Angebot von der weiteren Wertung ausgeschlossen.
b) Qualifikaton des eingesetzten Personals:
Für das Kriterium „Qualifikation des eingesetzten Personals“ wertet der Auftraggeber die Angaben zu den Personalprofilen (Anlage 3 Qualifikation Personal) aus. Das eingesetzte Personal gilt als qualifiziert, sofern folgende Nachweise erbracht werden:
· Nachweis über eine Person des Bieters in der Funktion „Meister / Bauleiter“, die folgende Anforderungen abdecken kann:
· Qualifizierter  Berufsabschluss und ausreichende Berufserfahrung
· jeweils praktische Erfahrung und Fachkenntnisse sowie die Befähigung zur Anleitung und Steuerung anderer Mitarbeiter 
· Planung und Durchführung der Bauleistung an Technikstandorten 
· Kenntnisse im Betrieb von Standorten und Minimierung von Entstörzeiten 
· Anleitung der Monteure / Installateure 
· Abstimmung mit Kunden und Bedarfsträgern
· Kenntnisse mit öffentlichen Auftraggebern im Rahmen von Bau-, Umbau- und Errichtungsleistungen
· Nachweis über jeweils zwei Personen (für Los 3 eine Person) des Bieters in der Funktion „Monteur / Installateur“, die folgende Anforderungen abdecken können:
· Qualifizierter  Berufsabschluss und ausreichende Berufserfahrung 
· Umsetzung des Auftragsgegenstands 
· fachliche Befähigung für die durchzuführenden Arbeiten 
· dedizierte Fachkenntnisse über Normen und Regeln und bedarfsgerechte Anwendung 
· Beheben von Störungen
Für die Funktion „Meister / Bauleiter“ ist der Nachweis einer qualifizierten Person im Unternehmen ausreichend, unabhängig davon, für welche Lose ein Angebot eingereicht wird. In der Funktion „Monteur / Installateur“ richtet sich der Umfang der erforderlichen Nachweise nach den angebotenen Losen (Los 1+2 jeweils 2 Personen, Los 3 1 Person). Beispiel: Im Falle der Angebotseinreichung für alle Lose müssen insgesamt 5 Personen nachgewiesen werden. Bei Angebot für die Lose 1+2 4 Personen. 

Bei Bietergemeinschaften im Sinne von Ziffer 4.3.1. erfolgt die Beurteilung des Angebots in einer Gesamtbetrachtung der Nachweise.
Lässt die Bewertung der Anlagen 2 - 3 die Prognose nicht zu, dass der Bieter den Auftrag fachlich einwandfrei und fristgerecht ausführen wird, so wird die Leistungsfähigkeit verneint und das Angebot von der weiteren Wertung ausgeschlossen. Dabei kann bei der Bewertung nur das berücksichtigt werden, was auch ausdrücklich in den Vordrucken „Referenzen“ (Anlage 2) und „Qualifikation Personal“ (Anlage 3) beschrieben wurde.

[bookmark: _Toc33521272]5.4.2.3. Schritt 3: Zuverlässigkeit
Zur Feststellung der Zuverlässigkeit wertet der Auftraggeber das Angebotsdeckblatt aus. Zuverlässig ist ein Bieter, wenn er nach den Umständen des Einzelfalls in seiner Person und seinem allgemeinen Verhalten Gewähr dafür bietet, die von ihm angebotenen Leistungen, die Gegenstand des Vergabeverfahrens sind, gesetzeskonform und vertragsgerecht und damit in sorgfältiger Art und Weise auszuführen. Ein Bieter gilt als zuverlässig, wenn er in den zurückliegenden drei Jahren seit Abgabe des Angebotes nachweislich keine schweren Verfehlung begangen hat, die die zuverlässigkeit des Bieters in Frage stellt, die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt wurde und sich das Unternehmen bei der Berufsgenossenschaft angemeldet hat (§ 6a Abs. 2 Nr. 7 – 9) VOB/A verwirklicht hat und die Erklärungen im Angebotsdeckblatt zutreffend abgegeben hat. Soweit dem Auftraggeber keine gegenteiligen eigenen Erkenntnisse vorliegen, beschränkt sich die Prüfung allein auf die rechtsverbindliche Abgabe der im Angebotsdeckblatt enthaltenen Erklärungen.

Ein Bieter ist nur dann geeignet, wenn er sowohl fachkundig als auch leistungsfähig als auch gesetzestreu und zuverlässig ist.

[bookmark: _Toc33521273]5.4.3. Angemessenheit der Preise
Sodann wird untersucht, ob der Angebotspreis unangemessen hoch oder niedrig erscheint, so dass auf das Angebot der Zuschlag nicht erteilt werden darf (§ 16d Abs. 1 Nr. 1 VOB/A). Erscheint ein Angebotspreis unangemessen niedrig und ist anhand vorliegender Unterlagen über die Preisermittlung die Angemessenheit nicht zu beurteilen, verlangt der Auftraggeber vom Bieter Aufklärung über die Ermittlung der Preise für die Gesamtleistung oder für Teilleistungen (§ 16d Abs. 1 Nr. 2 VOB/A). In die vierte Wertungsstufe sind nur ernsthaft kalkulierte Angebote aufzunehmen.

[bookmark: _Toc33521274]5.4.4. Wirtschaftlichkeitsprüfung
Verbleiben nach dem 3. Prüfungsschritt zwei oder mehr Angebote in der Wertung, erfolgt deren Wirtschaftlichkeitsprüfung anhand der mitgeteilten Zuschlagskriterien. Wirtschaftlichstes Angebot ist in den Losen 1 – 3 jeweils das Angebot mit dem niedrigsten Angebotspreis (Teil C – Leistungsverzeichnis Los 1 – 3, „Wertungsrelevanter Angebotspreis für 4 Jahre“), bei Erfüllung der Leistungsmerkmale gemäß Teil B – Leistungsbeschreibung. 
[bookmark: _Toc33521275]5.5. Information über die Zuschlagsabsicht / Erteilung des Zuschlags
Jeder Bieter, dessen Angebot nicht den Zuschlag erhalten soll, erhält spätestens sieben Kalendertage vor der Erteilung des Zuschlags eine Vorabinformation nach § 5 SHVgVO. Eine Unterrichtung nach Zuschlagserteilung gemäß § 19 Abs. 1 S. 2 VOB/A erfolgt nicht. 
[bookmark: _Toc185663870]
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